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Luftqualität
�� Jahresmittelwert der Stickstoffdioxid-Immissionskonzentration im städti-

schen Hintergrund

�� Jahresmittelwert der Feinstaub-Immissionskonzentration (PM10) im städti-
schen Hintergrund

Lärmbelastung
�� Anteil Betroffener „Day, Evening, Night“ größer 65 Dezibel (A-Wertung) an 

der Gesamtbevölkerung

�� Anteil Betroffener „Night“ größer 55 Dezibel (A-Wertung) an der Gesamt
bevölkerung

Verkehrsleistung
�� Verkehrsleistung im Öffentlichen Nahverkehr

�� Anteil des Eisenbahn- und Binnenschiffverkehrs am Güterverkehr

Erholungsflächen
�� Erholungs- und Friedhofsflächen in Städten

Nitrat im Grundwasser
�� Anteil der Messstellen mit Nitratgehalten über 50 Milligramm pro Liter

Schwermetalleintrag

Umwelt und Gesundheit



41

Nach der Vorstellung von Paul Crutzen, der für seine Arbeiten im Gebiet der 
Atmosphärenchemie den Nobelpreis erhielt, leben wir mittlerweile im Anthro
pozän: Einer ganz neuen Epoche, in der der Mensch zu einem der wichtigsten 
Einflussfaktoren für die biologischen, geologischen und atmosphärischen 
Prozesse auf Erden geworden ist.

Der Mensch wirkt aber nicht nur auf die Umwelt ein, sondern er wird auch 
ständig von der Umwelt beeinflusst. Sei es positiv, beispielsweise durch Son-
nenstrahlen, auf die unser Körper angewiesen ist, denn das lebensnotwendige 
Vitamin D wird zu rund 90 Prozent in der Haut unter dem Einfluss der Sonne 
gebildet. Oder sei es negativ wie etwa durch Stickstoffdioxid und Feinstaub, 
die mit steigenden Konzentrationen in der Luft und verbunden mit dem Woh-
nen in größerer Nähe zu einer verkehrsreichen Straße zu einem deutlichen 
Anstieg von Herz-Kreislauf-Erkrankungen und der Sterblichkeit führen.

Apropos Stickstoffdioxid – das einen auch an den nach wie vor virulenten 
Dieselskandal verschiedener Autohersteller zur Umgehung gesetzlich vor-
gegebener Abgasgrenzwerte denken lässt – und Feinstaub: Die Europäische 
Umweltagentur geht in ihrem Bericht zur Luftqualität in Europa 2017 allein 
für Deutschland von rund 13.000 vorzeitigen Todesfällen durch Stickstoff-
dioxidbelastungen und von etwa 66.000 vorzeitigen Todesfällen durch Fein-
staubbelastungen aus – jährlich.

Abgase, durch Verbrennung von Kohlenstoffverbindungen und Abrieb verur-
sachte ultrafeine Partikel, Straßen-, Bahn- und Fluglärm, Nitrat im Grundwas-
ser, biologische Verunreinigungen wie Legionellen, gefährliche Chemikalien 
wie Dioxine, Altlasten im Boden, radioaktive Strahlung, Elektrosmog und vie-
les mehr: All dies wirkt sich auf die Lebensqualität und die Gesundheit der 
Menschen aus. – Umweltschutz dient daher auch einer dringend notwendi-
gen Gesundheitsvorsorge und sollte im Interesse aller sein.



42

Die Luftqualität in Städten wird durch die Stickstoffoxidemis-
sionen von Kraftfahrzeugen, Industrie und Heizungen mehr 
oder weniger stark beeinträchtigt.

Der Indikator beschreibt die durchschnittliche großräumige Luftbelastung 
mit Stickstoffdioxid in städtischen Gebieten über ein Jahr, unabhängig von 
einzelnen lokalen Spitzenwerten. Erhöhte Immissionskonzentrationen von 
Stickstoffdioxid können beim Menschen zu Reizungen und Erkrankungen der 
Atemwege sowie Herz-Kreislauf-Erkrankungen führen. Stickstoffdioxid ist 
zudem eine wichtige Vorläufersubstanz für die sommerliche Ozonbildung in 
den bodennahen Luftschichten.

Abgesehen von geringen Anteilen aus natürlichen Quellen stammt Stickstoff-
dioxid in etwa zu gleichen Anteilen aus industriellen Verbrennungsprozessen 
und aus dem Kraftfahrzeugverkehr. Die bodennahen Emissionen der Kraft-
fahrzeuge führen insbesondere in den Ballungsräumen zu hohen Luftbelas-
tungen.

Die städtische Hintergrundkonzentration für Stickstoffdioxid ist in den letz-
ten zehn Jahren in acht Bundesländern leicht rückläufig, die anderen acht 
Länder weisen derzeit einen konstanten Trend aus. Für Deutschland insge-
samt wurden 21 Mikrogramm pro Kubikmeter im Jahr 2016 ermittelt (in der 
Vorgängerbroschüre wurde ein leicht höherer Jahresmittelwert für Deutsch-
land im Jahr 2012 von 23 Mikrogramm pro Kubikmeter berichtet).

Die Länder bewegen sich innerhalb einer Wertespanne von 13 bis 28 Mikro-
gramm pro Kubikmeter (Mecklenburg-Vorpommern beziehungsweise Ham-
burg). Der EU-Jahresgrenzwert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter wurde 
in allen Bundesländern sicher unterschritten. Nichtsdestotrotz wird dieser 
EU-Jahresgrenzwert lokal in vielen Städten und Gemeinden Deutschlands 
überschritten.

Wegen unterschiedlicher Messnetz-Charakteristik sind Ländervergleiche 
schwierig möglich. Auch können anhand der Abbildung keine Aussagen zur 
Einhaltung von Grenzwerten und zur Luftqualität an Belastungsschwerpunk-
ten abgeleitet werden.

Luftqualität
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Jahresmittelwert der Stickstoffdioxid-Immissionskonzentration im städtischen 
Hintergrund in Mikrogramm pro Kubikmeter 
Datenquelle: Umweltbundesamt
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Feinstaub anthropogenen Ursprungs trägt insbesondere in 
den Städten zur Luftbelastung bei. Der Straßenverkehr ist 
durch direkte Emissionen, Reifenabrieb und Aufwirbelungen 
einer der größten Verursacher neben Industrie und Gebäudeheizungen.

Der Indikator bildet die Hintergrundbelastung in Städten mit der Feinstaub-
fraktion PM10 ab. PM10 enthält im Wesentlichen Teilchen mit einem Durch-
messer von 10 Mikrometern und kleiner. Partikel dieser Größe können leicht 
eingeatmet werden und tief in die Atemwege eindringen. Folgen können chro-
nische Bronchitis, Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder Lungenkrebs sein.

Im gesamten Zehnjahreszeitraum wurde der PM10-Grenzwert von 40 Mikro-
gramm pro Kubikmetern im Jahresmittel sowohl in den einzelnen Bundes-
ländern, als auch im Bundesdurchschnitt mit zuletzt 17 Mikrogramm pro 
Kubikmeter im städtischen Hintergrund deutlich unterschritten. Die Fein-
staubkonzentrationen lagen in den meisten Bundesländern auf einem kon-
stanten Niveau, nur sechs Länder verzeichneten einen abnehmenden Trend. 
Gleichwohl lag der in der Vorgängerbroschüre 2014 berichtete Bundesdurch-
schnitt noch bei 19 Mikrogramm pro Kubikmeter im städtischen Hintergrund.

Die Spanne der PM10-Immissionskonzentrationen ist zwischen den Bundes-
ländern nicht sehr groß, die aktuellen Jahresmittelwerte lagen zwischen 16 
und 22 Mikrogramm pro Kubikmeter. Ein direkter Vergleich zwischen den Bun-
desländern ist aber wegen der unterschiedlichen Messnetz-Charakteristik 
schwierig. Auch bildet der Indikator keine Belastungsschwerpunkte wie stark 
befahrene Straßenabschnitte mit dichter Bebauung ab. Ferner kann die Fein-
staubbelastung witterungsbedingt jährlichen Schwankungen unterliegen.
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Jahresmittelwert der Feinstaub-Immissionskonzentration (PM10) im städtischen 
Hintergrund in Mikrogramm pro Kubikmeter
Datenquelle: Umweltbundesamt
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Lärm ist die vielleicht am häufigsten wahrgenommene 
Umweltbelastung und kann die Gesundheit und das Wohlbe-
finden auf vielfältige Weise beeinflussen. Bei Dauerbelastun-
gen oberhalb von 65 Dezibel (A-Wertung) über den gesamten 24-Stunden-
Tag oder oberhalb von 55 Dezibel (A-Wertung) während der Nacht besteht 
nach medizinischen Erkenntnissen ein signifikant höheres Risiko, dass sich 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Bluthochdruck entwickeln. 55 Dezibel ent-
sprechen etwa einer normalen Gesprächslautstärke, 65 Dezibel etwa dem 
Geräuschpegel in einer Kantine.

Der Indikator zeigt den Anteil der Gesamtbevölkerung, die Dauerbelastungen 
jenseits von 65 Dezibel über den gesamten 24-Stunden-Tag oder jenseits von 
55 Dezibel während der Nacht – und damit auch den oben genannten Risiken 
– ausgesetzt sind. Betroffen sind überwiegend Menschen in Ballungsräumen 
und Städten, in der Umgebung von Hauptverkehrsstraßen, Eisenbahnstre-
cken und Flughäfen.

Grundlage für die Indikatoren ist die EU-Umgebungslärmrichtlinie aus dem 
Jahr 2002 mit den darin festgelegten Lärmindizes und ihrer Unterscheidung 
zwischen ganztägiger und nächtlicher Belastung. Im Jahr 2012 trat die zweite 
Umsetzungsstufe der Umgebungslärmrichtlinie mit geänderter Gebietskulis-
se in Kraft, sodass Daten erst ab dem Jahr 2014 zur Abbildung kommen.

Erwartungsgemäß ist der Anteil Betroffener in den Stadtstaaten deutlich 
höher als in den anderen Ländern. Flächenländer mit höherer Bevölkerungs- 
und Verkehrsdichte wie Nordrhein-Westfalen, das für sich alleine mehr als 1,4 
Millionen Lärm-Betroffene jenseits von 55 Dezibel während der Nacht hat, 
weisen ebenso vergleichsweise schlechtere Zahlen auf als beispielsweise 
dünn besiedelte Länder wie Mecklenburg-Vorpommern.

Eine bundesweite Angabe von Lärm-Betroffenen ist aufgrund der spezifisch 
unterschiedlichen Gebietskulissen problematisch. Auch sind bei länderüber-
greifenden Betrachtungen Mehrfachzählungen, beispielsweise bei Haupt-
verkehrsstraßen, eine unvollständige Erhebungskulisse und noch fehlende 
Haupteisenbahnstrecken zu beachten.

Lärmbelastung
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Anteil Betroffener „Day, Evening, Night“ größer 65 Dezibel (A-Wertung) und Anteil Betrof-
fener „Night“ größer 55 Dezibel (A-Wertung) an der Gesamtbevölkerung in Prozent
Status: Anteil Betroffener „Night“ größer 55 Dezibel (A-Wertung) an der Gesamtbevölkerung 
in Prozent
Datenquelle: Umweltbundesamt
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Unser derzeitiges Mobilitätsverhalten, vor allem geprägt durch 
den motorisierten Individualverkehr, ist mit einer Vielzahl von 
umwelt- und gesundheitsrelevanten Belastungen verbunden. 
Lärm, Feinstaub, Stickstoffoxide und viele weitere Schadstoffe betreffen 
besonders Städte und Ballungsräume. Auch führt der kontinuierliche Ausbau 
des Straßenverkehrsnetzes zu Flächenverbrauch und dauerhafter Versiege-
lung und somit zu gravierenden Eingriffen in Natur und Landschaft.

Nehmen die Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr zu, 
indem mehr Menschen vom Auto auf Busse und Bahnen umsteigen, können 
negative Umwelteffekte des motorisierten Individualverkehrs vermindert 
werden, so die Grundannahme zum Indikator Verkehrsleistung des öffentli-
chen Personennahverkehrs.

Die Verkehrsleistung im öffentlichen Personennahverkehr stieg bundesweit 
seit dem Jahr 2000 kontinuierlich an auf 1.308 Personenkilometer im Jahr 
2015 (in der Vorgängerbroschüre lag der Bundesdurchschnitt bei 1.287 Per-
sonenkilometer für 2011). Allerdings verlor der Anstieg in den letzten Jahren 
an Dynamik. Die Hälfte der Bundesländer zeigt diesen Trend zu mehr Ver-
kehrsleistung des öffentlichen Personennahverkehrs.

Natürlich sind Unterschiede in den Siedlungsstrukturen von verdichteten 
Stadtstaaten, dicht besiedelten und weniger dicht besiedelten Flächenstaa-
ten mit großen ländlichen Räumen bei länderübergreifenden Vergleichen zu 
beachten.

Verkehrsleistung
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Verkehrsleistung des öffentlichen Personennahverkehrs in Personenkilometer pro 
Einwohner und Jahr
Datenquellen: Statistische Bundesamt, Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen
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Die Güterverkehrsleistung nimmt mit dem gegenwärtig wach-
senden Warenaustausch in einer überregional und global agie-
renden Wirtschaft beständig zu. Strukturelle Entscheidungen 
auf betrieblicher Ebene („Just-in-time-Produktion“) verstärken diesen Trend. 
Die Folge sind mehr verkehrsbedingte Umweltbelastungen wie Luftschad-
stoffe, Lärm, Treibhausgase und Flächenverbrauch durch den Verkehrswege-
bau.

Die Güterverkehrsleistung betrachtet die vom jeweiligen Bundesland aus-
gehenden Transporte. Sie entspricht dem Produkt aus transportierter Men-
ge und den zurückgelegten Strecken der Transporte. Der hier dargestellte 
Indikator stellt den Anteil des Eisenbahn- und Binnenschiffsverkehrs am 
gesamten Güterverkehr in den Ländern dar. Zugrunde liegt die Annahme, 
dass der Eisenbahn- und Binnenschiffsverkehr vergleichsweise energie- und 
schadstoffärmere Formen des Gütertransports sind als der Straßen- und der 
Luftverkehr. Eine Verschiebung der Güterverkehrsleistung zugunsten des 
Eisenbahn- und Binnenschiffsverkehrs und zuungunsten des Straßen- und 
Luftverkehrs kann in der Regel mit einer Verminderung der Umweltbelastung 
gleichgesetzt werden.

Anders als in der Vorgängerbroschüre, die bis 2011 bei neun Ländern einen 
steigenden Trend zu höheren Anteilen des Eisenbahn- und Binnenschiffsver-
kehrs an der Güterverkehrsleistung berichtete, sieht es aktuell wie folgt aus: 
In elf der 16 Länder stagniert der Anteil von Schiene und Schiff in den letzten 
zehn Jahren. In Niedersachsen und Sachsen-Anhalt ist der Trend sogar rück-
läufig, in drei Ländern allerdings auch steigend. Insgesamt betrachtet blieb 
der Anteil des Eisenbahn- und Binnenschiffsverkehrs an der Güterleistung 
über die letzten zehn Jahre in Deutschland konstant, siehe Indikatorenspie-
gel.

Unterschiede bei der Verkehrsinfrastruktur und auch naturräumliche Rand-
bedingungen, als Beispiele seien die Nutzungsmöglichkeit von Häfen und 
Wasserstraßen genannt, müssen bei länderübergreifenden Vergleichen 
bedacht werden.



51

Anteil des Eisenbahn- und Binnenschiffsverkehrs an der Güterverkehrsleistung in Prozent
Datenquellen: Statistische Bundesamt, Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen und 
Kraftfahrt-Bundesamt
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Erholungsflächen sind überwiegend naturnahe, unbebaute 
oder weniger versiegelte Flächen, die wichtige Funktionen für 
das lokale Kleinklima übernehmen. Sie sind wegen des Klima-
wandels zunehmend wichtiger für das Stadtklima, insbesondere in heißen 
Sommern. Erholungsflächen tragen zur ökologischen Aufwertung verdich-
teter Siedlungsbereiche bei und erhöhen deren Wohnqualität. Zu den Erho-
lungsflächen zählen neben Sportflächen, Grünanlagen und Campingplätzen 
auch Friedhofsflächen, die in Städten von der Bevölkerung ebenfalls als Erho-
lungs- und Grünflächen genutzt werden.

Besonders für Kinder und weniger mobile Bevölkerungsgruppen wie ältere, 
kranke oder gehbehinderte Menschen sind Naherholungsflächen in der 
Wohnumgebung für eine gesunde, aktive Freizeitgestaltung und Erholung 
im Freien wichtig. Der leichte Zugang zu ausreichend großen und attraktiven 
Naherholungsflächen könnte im besten Fall auch zur Reduzierung des moto-
risierten Individualverkehrs in der Freizeit beitragen und so die Umwelt scho-
nen. Erholungs- und Grünflächen gewinnen auch an Bedeutung als Anpas-
sungsmaßnahmen der Kommunen an die Folgen des Klimawandels.

Für den Indikator werden die Erholungsflächen zuzüglich der Friedhofsflächen 
für die Städte nach drei Klassen (50.000 bis 100.000 Einwohner, 100.000 bis 
500.000 Einwohner, über 500.000 Einwohner) erfasst und in Quadratmetern 
je Einwohner dargestellt. Durch diese Unterteilung der Städte nach Größen-
klassen hat der Indikator auch für die Stadtstaaten sowie für Bundesländer 
mit hohen Anteilen großer Städte große Relevanz. Auf der rechten Seite ist 
allerdings nur die Größenklasse 100.000 bis 500.000 Einwohner dargestellt.

Es ist zu beachten,  dass die Entwicklung des Indikators auch durch sinkende 
oder steigende Einwohnerzahlen oder Innenverdichtung beeinflusst werden 
kann. Außerdem erschwert ein Bruch in der Zeitreihe die Interpretation. Denn 
bis 2011 wurde der Indikator auf Basis der Volkszählung berechnet und ab 
2011 nach dem Zensus 2011. In der Abbildung rechts ist dieser Bruch farblich 
kenntlich gemacht.

Erholungsflächen
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Erholungs- und Friedhofsflächen in Städten mit 100.000 bis 500.000 Einwohnern in 
Quadratmeter pro Einwohner
Datenquellen: Statistische Landesämter, Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnungen 
der Länder
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Nitrat im Grundwasser

Grundwasser und Oberflächengewässer werden durch Nähr-
stoffeinträge belastet. Hierdurch verschlechtern sich die 
Lebensbedingungen von Tieren und Pflanzen in aquatischen 
Lebensräumen. Weiterhin kann die menschliche Gesundheit durch zu hohe 
Nitratgehalte im Trinkwasser beeinträchtigt werden.

Die EU-Wasserrahmenrichtlinie sieht für alle Grundwasserkörper eine Nitrat-
konzentration von höchstens 50 Milligramm pro Liter als Ziel vor, die spä-
testens im Jahr 2027 einzuhalten ist. Minimalziel ist, dass keine Zustands-
verschlechterung eintritt und eine Trendumkehr bei Gefährdung der 
Zielerreichung eingeleitet wird.

Im Jahr 2013 erfolgte eine Neukonzeption der dem Indikator zugrundeliegen-
den Nitratmessnetze. Auf Basis der veränderten Messstellenkollektive wur-
den die Zeitreihen bis zum Jahr 2008 zurückgerechnet.

In den meisten Ländern zeigt sich beim Anteil der Messstellen mit Werten 
über 50 Milligramm pro Liter eine stagnierende Entwicklung im dargestellten 
Neun-Jahres-Zeitraum. In Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein ist 
der Trend leicht rückläufig, in Sachsen-Anhalt leicht ansteigend. Die Spanne 
beim Anteil der Messstellen mit Nitratgehalten über 50 Milligramm pro Liter 
ist bei den zwölf berichtenden Ländern recht groß: Sie reicht im Jahr 2016 
von null Prozent im Saarland bis zu rund 35 Prozent in Sachsen.

In den Stadtstaaten sind zu wenige Messstellen vorhanden, um aussagekräf-
tige Werte zu ermitteln, und aus Mecklenburg-Vorpommern liegen die Wer-
te seit dem Jahr 2014 nicht vor. Bei länderübergreifenden Vergleichen sind 
Unterschiede bei der vorherrschenden Landnutzung und den naturräumli-
chen und klimatischen Gegebenheiten zu beachten. So haben vor allem eine 
intensive landwirtschaftliche Nutzung, aber auch die Struktur der Grund-
wasserleiter und Deckschichten sowie unterschiedliche Niederschlags- und 
Sickerwassermengen Auswirkungen.
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Anteil der Messstellen mit Nitratgehalten über 50 Milligramm pro Liter in Prozent
Datenquellen: Landesanstalten und Landesämter für Umwelt
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Schwermetalleintrag

Schwermetalle sind gegenüber Abbauprozessen stabil und 
werden nicht oder nur sehr langsam aus den natürlichen Stoff-
kreisläufen entfernt. Abgesehen von einigen lebensnotwendi-
gen Spurenmetallen werden Schwermetalle von Lebewesen nicht benötigt 
und können toxisch wirken. Akute Schadwirkungen in Offenlandökosystemen 
bei den derzeitigen Hintergrundeinträgen sind zwar nicht bekannt. Doch ber-
gen langfristige Anreicherungen ein Risiko, das über die Nahrungskette auch 
die Gesundheit des Menschen betreffen kann.

Schwermetalle werden vor allem mit Staubemissionen industrieller Prozesse, 
des Straßenverkehrs und insbesondere der Verbrennung fossiler Energieträ-
ger in die Umwelt freigesetzt, meist gebunden an Aerosole. Durch trockene 
Deposition und Regen gelangen sie auf Böden und Pflanzen. Die Quellen und 
Eintragspfade ändern sich infolge technischer Entwicklungen. Beispielsweise 
wurde in den 1990er Jahren Asbest in Bremsbelägen durch eine Antimonver-
bindung ersetzt. In Folge gelangte beim Bremsen Antimon in die Umwelt und 
wurde zum Teil weit verteilt.

In elf Ländern und für Deutschland können derzeit die Indikatorwerte für 
Schwermetalleinträge gebildet werden. Arsen, Cadmium, Nickel und Blei 
werden hierfür überall gemessen. Ein Anstieg der Einträge in naturnahe wald-
freie Ökosysteme ist derzeit nirgendwo zu erkennen. In sieben Ländern ist 
der Trend konstant, drei Länder verzeichnen einen Rückgang von Schwerme-
talleintrag aus der Atmosphäre.
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Schwermetalleintrag aus der Atmosphäre in naturnahe waldfreie Ökosysteme als Index 
(Summe der normierten Einzelelemente; Referenz ist der mittlere Deutschlandwert 2003 
bis 2007)
Datenquellen: Landesanstalten und Landesämter für Umwelt
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Ressourcen und Effizienz

Flächenverbrauch
�� Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflächen

�� Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Landesfläche

Ökologische Landwirtschaft

Abfall
�� Aufkommen ausgewählter Siedlungsabfälle (Haus- und Sperrmüll sowie 

Wertstoffe aus Haushalten und Bioabfälle)

Energieproduktivität

Rohstoffproduktivität
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Würden alle sieben Milliarden Menschen der Welt den aktuellen Lebensstil 
Deutschlands mit seinem Ressourcenverbrauch führen, bräuchte man auf 
Dauer mehr als drei Erden. So die Erkenntnis des Global Footprint Networks, 
einem einflussreichen Nachhaltigkeits-Think Tank, dem der Ressourcen-
schutz (und damit intakte Ökosysteme) am Herzen liegt. Wir haben aber auf 
Dauer nur einen blauen Planeten. Auch wenn der nach dem Eindruck Vieler 
unbegrenzte Möglichkeiten bietet: Die Ressourcen im „Raumschiff Erde“ 
sind definitiv begrenzt.

Unser Leben an sich, ganz besonders in einer durch die globalisierte Wirt-
schaft und den Konsum geprägten Welt, braucht natürliche Ressourcen: 
Seien es Acker- und Weideland zur Nahrungs-, Futtermittel- und Energieroh-
stoffproduktion, Wald zur Gewinnung forstwirtschaftlicher Produkte, leben-
dige Gewässer für den Fischfang, bebautes Land zum Wohnen und für unse-
re Infrastruktur oder vergleichsweise sehr viel Fläche für die Aufnahme von 
Treibhausgasemissionen, die durch die Verbrennung fossiler Energieträger 
wie Kohle und Öl für Strom, Wärme und Mobilität entstanden sind.

Insofern ist beispielsweise der Flächenverbrauch ein wichtiger Schlüssel-
indikator, der unseren sorglosen Umgang mit einer (durch die Landesgren-
zen) limitierten Ressource widerspiegelt: Laut Umweltbundesamt wurden in 
Deutschland im Jahr 2015 etwa 66 Hektar Bodenfläche pro Tag in Siedlungs- 
und Verkehrsfläche umgewandelt. Das entspricht etwa der Fläche von etwa 
92 Fußballfeldern, die täglich insbesondere für die landwirtschaftliche Pro-
duktion, aber auch für die Aufnahme und Bindung von Kohlendioxid dauer-
haft verloren ging. Allein dieser Sachverhalt zeigt, dass sowohl der sparsame 
Umgang mit Ressourcen, als auch die Steigerung der Ressourceneffizienz 
mehr denn je notwendig sind, um den nachfolgenden Generationen ausrei-
chend Handlungsspielraum für ein gutes Leben zu hinterlassen.
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Der Flächenverbrauch – auch „Anstieg der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche“ oder griffiger „Flächenfraß“ genannt – bildet 
die Flächeninanspruchnahme von vornehmlich zuvor land-
wirtschaftlich genutzten Flächen und Freiflächen in Siedlungs- und Verkehrs-
flächen in Hektar pro Tag ab. Er wird nicht selten mit der Zerstörung unserer 
Kulturlandschaft durch Beton und Asphalt sowie als Beitrag zum Artenster-
ben assoziiert. Durch den Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche gehen 
ökologische Funktionen des Bodens selbst ebenso verloren wie Lebensräume 
für Flora und Fauna. Auch geht der Flächenverbrauch häufig einher mit einem 
steigenden Energieverbrauch und einer Zunahme des Verkehrsaufkommens.

Während für das in der Vorgängerbroschüre berichtete Jahr 2011 für Deutsch-
land ein täglicher Flächenverbrauch von 69 Hektar errechnet wurde, kann für 
die hier abgebildeten Jahre 2014 (Trend) und 2015 (Status) nach der Syste-
matik der Länderinitiative Kernindikatoren keine Zahl für den Bund angege-
ben werden. Gründe sind Datenbrüche (die Vermessungsverwaltungen der 
Länder stellen gegenwärtig vom Automatisierten Liegenschaftsbuch auf das 
Amtliche Liegenschaftskatasterinformationssystem ATKIS um) und fehlen-
de Angaben aus Mecklenburg-Vorpommern sowie Sachsen.

Gleichwohl ist ein niedrigerer Flächenverbrauch pro Tag sowohl insgesamt für 
den Bund, als auch für etliche Länder zu beobachten. Berlin meldete ein Null-
wachstum und Hamburg gar mit minus 0,6 Hektar pro Tag eine Abnahme der 
Siedlungs- und Verkehrsflächen.

Allerdings: Trotz eines Trends zu weniger Flächenverbrauch pro Tag steigt der 
absolute Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Landesfläche wei-
ter täglich an.

Die farbkodiert abgebildete Wertespanne zum Anteil der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche an der Landesfläche der Flächenländer reichte 2015 von 8,2 Pro-
zent für Mecklenburg-Vorpommern bis zu 22,0 Prozent für das dicht besie-
delte, durch die Metropolregion Rhein-Ruhr geprägte Nordrhein-Westfalen.

Flächenverbrauch
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Trend: Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflächen in Hektar pro Tag
Status: Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Landesfläche in Prozent (ohne 
Stadtstaaten)
Datenquellen: Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnungen der Länder
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Dem Schutz der Ressource Boden wird im ökologischen Land-
bau besondere Bedeutung beigemessen. Die Prozesse der 
Bodenregeneration und die langen Zeiten der Bodenbildung 
werden bei der Erhaltung und der Steigerung der natürlichen Bodenfrucht-
barkeit durch Kulturmaßnahmen beachtet. Angestrebt werden möglichst 
geschlossene Betriebskreisläufe und damit eine Ressourcen schonende 
Bewirtschaftung sowie eine umweltverträgliche landwirtschaftliche Produk-
tion. Solch nachhaltige Wirtschaftsweise ist die Grundlage einer dauerhaften 
Ertragsfähigkeit des Bodens. Zusätzlich schont der konsequente Verzicht auf 
den Einsatz naturfremder chemisch-synthetischer Hilfsmittel die Gewässer 
und trägt zum Erhalt der Vielfalt von Arten und Lebensgemeinschaften bei.

In der Europäischen Union ist für den ökologischen Landbau ein einheitli-
cher Standard für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel sowohl pflanzlicher 
als auch tierischer Herkunft festgelegt worden (EG-Öko-Verordnung), dessen 
Einhaltung überwacht wird.

Bei allen Ländern und bundesweit ist eine Zunahme des Anteils der ökolo-
gisch bewirtschafteten Fläche an der jeweiligen Landwirtschaftsfläche zu 
verzeichnen. Dieser Anstieg hat zu unterschiedlichen Niveaus in den Ländern 
geführt, die Spanne der Länderwerte reicht von 3,4 Prozent für Niedersach-
sen bis zu 18,8 Prozent im Stadtstaat Bremen für 2016. Im Bundesdurch-
schnitt sind zuletzt 7,5 Prozent erreicht worden, Tendenz steigend. Im Ver-
gleich zu der Vorgängerbroschüre, die den Anteil der Flächen bis zum Jahr 
2011 berichtete, hat sich das Gesamtbild verbessert. 

Die bestehenden Unterschiede in der Agrarstruktur der Länder sind bei wei-
tergehenden Interpretationen zu beachten. 

Ökologische Landwirtschaft
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Anteil der Flächen mit ökologischer Landwirtschaft an der landwirtschaftlich  
genutzten Fläche in Prozent
Datenquelle: Zentrale Markt- und Preisinformationen GmbH (bis 2007), Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft (ab 2008) mit Bundesamt für Landwirtschaft und Ernährung 
sowie Statistischem Bundesamt
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Ob in Industrie und Gewerbe, Kraftwerken, Bau, Haushalt oder 
Garten: Täglich fallen Abfälle an, die entsorgt werden müssen. 
Die hier dargestellten ausgewählten Siedlungsabfälle setzen 
sich aus Hausmüll, Sperrmüll, Verpackungen, Glas, Bioabfall, Papier, Metal-
len, Kunststoffen und Textilien zusammen. Sie machen zwar nur einen klei-
nen Teil der Gesamtabfallmenge aus, die entsorgt wird. Gleichwohl geben sie 
wichtige Hinweise auf unseren Ressourcenverbrauch und sind ein wichtiger 
Aspekt  eines nachhaltigen Konsumverhaltens.

Gewinnung und Transport von Rohstoffen, Produktionsprozesse und auch die 
Abfallentsorgung beanspruchen Ressourcen. Bei der Abfallentsorgung sind 
zudem der Energieverbrauch, benötigter Deponieraum und Umweltbelas-
tungen durch Luftschadstoffe, Lärm und Treibhausgase zu nennen. Manche 
Abfälle sind so stark mit Schadstoffen belastet, dass sie Risiken für Ökosys-
teme und die menschliche Gesundheit darstellen können.

Jährlich fallen in Deutschland pro Einwohner derzeit knapp 400 Kilogramm 
Siedlungsabfälle an. In der Mehrzahl der Bundesländer stagniert das Auf-
kommen ausgewählter Siedlungsabfälle in den letzten zehn Jahren. In sie-
ben Ländern und dem Bund zeigt sich eine fallende Tendenz zu weniger. Ein 
zunehmender Trend ist in keinem Land mehr zu verzeichnen. Die abgebildete 
Spanne der Länderwerte reichte im Jahr 2014 von 300 Kilogramm (Sachsen) 
bis 463 Kilogramm (Schleswig-Holstein). Gegenüber der Vorgängerbroschü-
re 2014 ergibt sich damit ein fast unverändertes Gesamtbild.

Bei länderübergreifenden Betrachtungen müssen Unterschiede der Bevölke-
rungsstruktur und der Organisation der Abfallentsorgung, vor allem bei der 
Wertstoffsammlung und bei Bioabfällen, berücksichtigt werden.

Abfallaufkommen
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Aufkommen ausgewählter Siedlungsabfälle (Haus- und Sperrmüll sowie Wertstoffe aus 
Haushalten und Bioabfälle) in Kilogramm pro Einwohner und Jahr
Datenquelle: Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnungen der Länder
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Die Energieproduktivität ist ein Maß für die Effizienz der Ener-
gieverwendung. Sie wird berechnet als Quotient aus Brutto-
inlandsprodukt und Primärenergieverbrauch und als Index 
abgebildet. Je mehr volkswirtschaftliche Leistung aus einer Einheit einge-
setzter Primärenergie erwirtschaftet wird, umso effizienter geht die Volks-
wirtschaft mit Energieressourcen um, so die zugrundeliegende Annahme. 

Mit der Energieproduktivität kann  eine eventuelle Entkopplung der Wert-
schöpfung vom Energieverbrauch abgebildet werden. Maßnahmen zur Stei-
gerung der Energieeffizienz sowie die Stärkung energieextensiver und häufig 
dienstleistungsorientierter Sektoren begünstigen eine höhere Energiepro-
duktivität. Allerdings wird dieser Indikator auch durch die Verlagerung ener-
gieintensiver industrieller Vorleistungen in das Ausland beeinflusst.

In Deutschland wurde mit einem Primärenergieeinsatz von 1 Gigajoule im 
Jahr 2014 eine volkswirtschaftliche Leistung von über 221 Euro erzielt. Im 
Bund sowie in neun Ländern stieg die Energieproduktivität im betrachteten 
10-Jahres-Zeitraum, in sechs Ländern stagniert sie und in einem Land ist 
sie derzeit leicht rückläufig. Allerdings beruht die höhere Energieprodukti-
vität im Betrachtungszeitraum weniger auf Maßnahmen zur Steigerung der 
Energieeffizienz, als vielmehr auf Steigerungen des Bruttoinlandsprodukts. 
Ferner sind bei länderübergreifenden Betrachtungen Unterschiede in der 
Wirtschaftsstruktur zu beachten, als Beispiele seien energieintensive Indust-
riestandorte oder stark dienstleistungsbasierte Zentren zu beachten.

Die abgebildeten Status für das Jahr 2014 decken eine Spanne von 432 Mil-
lionen Euro pro Petajoule (Stadtstaat Hamburg) bis 115 Millionen Euro pro 
Petajoule (Sachsen-Anhalt) ab.

Energieproduktivität
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Trend: Verhältnis des Bruttoinlandsprodukts zum Primärenergieverbrauch als Index  
(Basisjahr 1991 = 100)
Status: Absolutwerte in Millionen Euro pro Petajoule
Datenquelle: Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnungen der Länder/Länderarbeits-
kreis Energiebilanzen und Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder
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Eine effizientere Verwendung von Rohstoffen ist ein zentrales 
Ziel der Umweltpolitik. Die Rohstoffproduktivität bildet einen 
mehr oder weniger effizienten Einsatz von Rohstoffen ab: Je 
mehr Wertschöpfung aus einer Einheit eingesetzter Rohstoffe erwirtschaftet 
wird, umso effizienter ist deren Einsatz.

Die Rohstoffproduktivität wird berechnet durch das Verhältnis Bruttoinlands-
produkt zum Rohstoffverbrauch. Der Rohstoffverbrauch  basiert auf den 
Entnahmen nicht nachwachsender Rohstoffe aus der Natur (zum Beispiel 
Energieträger wie Braun- und Steinkohle, Erze, Bau- und Industrieminerali-
en) sowie dem Import von Rohstoffen und verarbeiteten Gütern. Auch der 
Saldo aus dem Handel von Rohstoffen und verarbeiteten Gütern zwischen 
den Ländern wird einbezogen. Der Bund verwendet den Indikator in seiner 
Ressourceneffizienzstrategie ProgRess, auch in den Nachhaltigkeitsstrategi-
en verschiedener Ländern kommt der Indikator zum Einsatz, meist verknüpft 
mit strategischen Zielen.

Zwischen 1994 und 2014 stieg die Rohstoffproduktivität deutschlandweit 
um fast 50 Prozent. Vor allem in den ostdeutschen Bundesländern lag das 
Wachstum deutlich darüber. Dies kann mit dem Strukturwandel in diesen 
Ländern erklärt werden. Auch Bayern und Baden-Württemberg können Erfol-
ge vorweisen mit einem Plus von 76 beziehungsweise 60 Prozent. In den übri-
gen westdeutschen Flächenländern stieg die Produktivität im Beobachtungs-
zeitraum um weniger als 30 Prozent an oder stagnierte sogar. Zwischen 2005 
und 2014 war der Indikatortrend für die Länder, abgesehen von drei Ausnah-
men, durchweg positiv. Insbesondere der Kohlebergbau, rohstoffintensive 
Produktion, Schwankungen beim Import, aber auch ein starker Dienstleis-
tungssektor können den Indikator stark prägen. Aufgrund ihrer strukturellen 
Besonderheiten werden Stadtstaaten beim Vergleich zwischen den Ländern 
nicht berücksichtigt.

Zwischen den Ländern variiert die Rohstoffproduktivität erheblich. Die Span-
ne der absoluten Rohstoffproduktivität liegt zwischen Hessen mit 4.000 Euro 
pro Tonne und bis zu 800 Euro pro Tonne (Brandenburg). Dies liegt vor allem 
an den unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen der Länder.

Rohstoffproduktivität
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Trend: Verhältnis des Bruttoinlandsprodukts zum Rohstoffverbrauch als Index (Basisjahr 
1994 = 100)
Status: Absolutwerte in Tausend Euro pro Tonne
Datenquelle: Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnungen der Länder/Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung der Länder
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Klima und Energie Natur und Landschaft
Baden-

Württemberg 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Bayern 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Berlin 	 	 	 	 /	 	 	 /	

Brandenburg 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Bremen 	 	 	 	 	 	 

Hamburg 	 	 	 	 	 
Hessen 	 	 	 	 	 	 	 	 	

Mecklenburg-
Vorpommern 	 	 	 	 	 	 	 	

Niedersachsen 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Nordrhein-
Westfalen 	 	 	 	 	 	 	 	 	

Rheinland-Pfalz 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Saarland 	 	 	 	 	 /	 	 	 	
Sachsen 	 	 	 	 	 	 	 	 	

Sachsen-Anhalt 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Schleswig-

Holstein 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Thüringen 	 	 	 	 	 	 	 	 	

Deutschland         

Trend 
der letzten zehn Jahre*

 positive Entwicklung

 konstant

 negative Entwicklung

/ kein Trend nachweisbar

Analyse nicht möglich

Status 
aus der Spanne der Länderwerte*

bessere 25%

mittlere 50%

schlechtere 25%

Bewertung nicht möglich

* siehe Kartendarstellungen und Erläuterungen
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Umwelt und Gesundheit Ressourcen und Effizienz

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Baden-

Württemberg

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 Bayern

	 	 	 /	 	 	 	 	 Berlin

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 Brandenburg

	 	 	 /	 	 	 	 Bremen

	 	 	  	 	 	 Hamburg

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 Hessen

	 	 	 	 	 	 	 	
Mecklenburg-
Vorpommern

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 Niedersachsen

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Nordrhein-
Westfalen

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 Rheinland-Pfalz

	 	 	 /	 	 	 	 	 	 Saarland

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 Sachsen

	 	 	 	 	 /	 	 	 	 	 Sachsen-Anhalt

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	
Schleswig-

Holstein

	 	 	 	 	 	 	 	 	 	 Thüringen

         Deutschland

Indikatorenspiegel
Trend und Status ausgewählter Indikatoren

Erstellung
September 2017

Trendanalyse: IT.NRW für den Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamtrechnungen der Länder

Statusanalyse und Indikatorenspiegel: Bayerisches Landesamt für Umwelt 

www.liki.nrw.de
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Für eine objektive Analyse der zeitlichen Entwicklung bei den Umweltindi-
katoren haben sich statistische Methoden zur Trendberechnung bewährt. 
Deren Hauptziel ist die Identifizierung und Testung linearer Tendenzen der 
letzten zehn Jahre. Bei den Indikatoren, bei denen ein Trend gefunden wurde, 
wird zur Veranschaulichung ein Pfeil angegeben. Ein nach oben gerichteter 
Pfeil symbolisiert einen steigenden Trend, ein waagerechter Pfeil eine kons-
tante, stagnierende Entwicklung und ein nach unten gerichteter Pfeil einen 
fallenden Trend. Mit der Färbung der Pfeile wird das Ergebnis der Trendbe-
wertung aus Umweltsicht visualisiert:

n	 Grün, wenn der identifizierte Trend eine positive Entwicklung zeigt.

n	 Rot, wenn die Entwicklung als negativ einzuschätzen ist.

n	 Gelb, wenn die Entwicklung konstant verläuft.

War eine Analyse nicht möglich, zum Beispiel weil zu wenige Werte vorliegen 
oder ein signifikanter Trend statistisch nicht nachgewiesen werden kann, wird 
dies ebenfalls angegeben (vergleiche Legende).

Beim Status hingegen wird der jeweilige aktuellste Indikatorwert mit Blick auf 
andere Länder eingeordnet. Als Bezugsjahr wird dasjenige Jahr genannt, in 
dem für mindestens acht Länder Werte vorhanden sind. Gibt es für ein Land 
in diesem Bezugsjahr keinen Wert, wird vorzugsweise das Folgejahr, ersatz-
weise das Vorjahr herangezogen. Ansonsten wird das betreffende Land nicht 
in die Bewertung einbezogen.

Die Spanne der Länderwerte ergibt sich aus dem besten und schlechtesten 
Wert. Sie wird dann in drei Klassen unterteilt, die farbig visualisiert sind. 

n	 Dunkles Blau, wenn der Wert für das Bundesland innerhalb der besseren 
25 Prozent der Länderwerte des Indikators liegt.

n	 Mittleres Blau, wenn der Wert sich in den mittleren 50 Prozent der Län-
derwerte befindet. 

n	 Helles Blau, wenn der Wert des Landes in den schlechteren 25 Prozent 
der Werte des Indikators der verglichenen Länder angesiedelt ist.

Liegt keine Bewertung vor, weil kein geeigneter Wert vorlag oder aus fachli-
chen Gründen entfällt, wird dies ebenfalls angegeben (Legende).

Erläuterungen zum Indikatorenspiegel und den Grafiken
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Daten zu den umweltbezogenen Nachhaltigkeitsindikatoren unter 

www.liki.nrw.de


